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TOP 45: 

Verordnung zur Änderung der Anlage 1 Anhang 2 des Überein-
kommens vom 1. September 1970 über internationale Beförderungen 
leicht verderblicher Lebensmittel und über die besonderen Beförde-
rungsmittel, die für diese Beförderungen zu verwenden sind (Vier-
zehnte Verordnung zur Änderung des ATP-Übereinkommens) 

Drucksache: 309/17

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Das sogenannte ATP-Übereinkommen regelt die Beförderung leicht verderb-
licher Lebensmittel in hierfür geeigneten Transportbehältnissen. In dem über-
wiegend technischen Regelwerk werden Prüfungsanforderungen an unter-
schiedliche Typen wärmegedämmter Beförderungsmittel (z. B. Lkw, Sattelan-
hänger, Container, Güterwaggons etc.) und deren Kühl- oder Heizanlagen fest-
gelegt. Ferner werden die Temperaturbedingungen für einzelne leicht verderb-
liche Lebensmittel beschrieben und, daraus abgeleitet, die Verwendung kon-
kreter Typen von Beförderungsmitteln bei internationalen Beförderungen vor-
geschrieben. 

Nach Artikel 18 Absatz 1 des ATP kann jede Vertragspartei Änderungen dieses 
Übereinkommens anregen. Es obliegt dann den anderen Vertragsparteien des 
ATP, innerhalb bestimmter Fristen zu entscheiden, ob sie diese Änderungen 
akzeptieren. Der hier in Rede stehende Entwurf enthält Änderungen der 
Anlage 1, Anhang 2 des ATP. Geändert wird unter anderem ein Berechnungs-
verfahren, um die Wärmedämmung der Beförderungsmittel und damit ihre Eig-
nung zum Transport leicht verderblicher Lebensmittel zu ermitteln. Hieraus 
resultieren einige Folgeänderungen und inhaltliche Klarstellungen. 

Diese Änderungen wurden allen Vertragspartnern am 6. April 2016 übermittelt. 
Deutschland hat gegenüber dem Generalsekretär der Vereinten Nationen frist-
gerecht am 28. Juni 2016 die Erklärung abgegeben, dass beabsichtigt sei, die 
Änderungsvorschläge anzunehmen, die für eine Annahme erforderlichen Vor-
aussetzungen in Deutschland jedoch noch nicht erfüllt seien. Die Ände-
rungsvorschläge gelten spätestens am 6. Juli 2017 als angenommen, wenn 
Deutschland nicht bis dahin Einspruch einlegt. 
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II. Empfehlung des Verkehrsausschusses 

Der Verkehrsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß 
Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen. 


